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nen den Banken damit Spielräume, sich die unliebsame 
Kundschaft durch saftige Kontoführungsgebühren vom 
Hals zu halten. Diese Befürchtung können wir historisch 
gut begründen. 2010 haben wir das Pfändungsschutzkon-
to, das sogenannte P-Konto, gesetzlich eingeführt. Viele 
Kreditinstitute – auch Sparkassen – haben darauf reagiert 
und versucht, sich die unliebsame Kundschaft mit dras-
tisch erhöhten Kontogebühren vom Hals zu halten. vzbv 
und die Verbraucherzentralen in den Ländern haben viele 
Kreditinstitute abgemahnt und die meisten Rechtsstrei-
tigkeiten gewonnen. Das zeigt: Man muss genau aufpas-
sen, dass diese Kundschaft nicht durch erhöhte Gebühren 
verdrängt wird. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das gilt auch für das von den Sparkassen freiwillig 
eingeführte Bürgerkonto bzw. Guthabenkonto, das im 
Grunde genommen so eine Art Girokonto für alle ist. 
Die Berliner Sparkasse zum Beispiel hat ihre Gebühren 
von 3,90 auf 8 Euro erhöht. Man versucht also, über die 
Gebühren etwas zu schaffen, was das Gesetz eigentlich 
verbietet. Ich glaube, dass wir hier nicht auf den Markt 
setzen können; denn ein funktionierender Wettbewerb 
setzt voraus, dass der Anbieter den Kunden auch möch-
te. Wenn es aber um eine Kundengruppe geht, gegen 
die man sich mit Händen und Füßen wehrt, um sie vom 
Bankschalter fernzuhalten, dann kann es keinen Wettbe-
werb geben. Wettbewerb funktioniert nur in Bezug auf 
eine Kundengruppe, die man auch möchte.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der zweite Punkt betrifft die Transparenz von Ver-
gleichswebsites; Herr Kelber hat schon etwas dazu ge-
sagt. Eine staatliche Zertiizierung ist sicherlich gut. Aber 
dann müssen wir uns Gedanken über die Kriterien für 
diese Zertiizierung machen. Was sagt mir als Kunde ein 
entsprechendes staatliches Siegel? Nach unserer Auffas-
sung gehört zu einer vernünftig zertiizierten Vergleichs-
website, dass alle Provisionen, die zwischen Bank oder 
Sparkasse und einer Vergleichswebsite ließen, zwingend 
offengelegt werden. Sonst steht man als Verbraucher wie 
der Ochs vorm Berg und weiß nicht, wie hinter den Ku-
lissen die Geldströme ließen. Sonst ist auch der Zugang 
zu Banken und Sparkassen nicht diskriminierungsfrei. 
Deshalb fordern wir die Plicht zur Offenlegung von Pro-
visionen für alle Vergleichswebsites. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Regierung hat uns als Antwort auf eine Kleine 
Anfrage zu anderen Vergleichswebsites mitgeteilt, dass 
sie darauf setzt, dass die Verbraucher die Portale selbst 
fragen, welche Provisionen in welcher Höhe von wem an 
wen ließen. Das halten wir – mit Verlaub – für lebens-
fremd und das Gegenteil von Verbraucherschutz. Wenn 
ich als Verbraucher ins Netz gehe, um mich schnell zu 
informieren, dann möchte ich nicht an irgendwelche 
Stellen einen Brief schreiben nach dem Motto: Bitte teilt 
mir mit, wie viel Provisionen ihr von welcher Sparkasse 
oder welcher Bank erhalten habt. – Das ist lebensfremd 
und das Gegenteil von Verbraucherschutz. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir sind heute noch nicht am Ende der Debatte. Ich 
freue mich sehr auf konstruktive Beratungen. Es handelt 
sich um eine gute europäische Regelung, die nun in deut-
sches Recht umgesetzt werden soll. Diese Umsetzung 
kann in einigen Punkten noch besser werden.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Das Wort erhält nun der Kollege Matthias Hauer für 

die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Matthias Hauer (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Wir beraten heute in erster Lesung den Entwurf 
eines Zahlungskontengesetzes. Damit setzen wir die 
EU-Zahlungskontenrichtlinie in deutsches Recht um und 
erfüllen gleichzeitig wichtige Zusagen aus dem Koaliti-
onsvertrag. Was wird sich durch das Gesetz ändern? 

Erstens. Wir sorgen dafür, dass jeder Verbraucher in 
Deutschland Zugang zu einem Zahlungskonto mit grund-
legenden Funktionen erhält. Jeder, der sich rechtmäßig in 
der Europäischen Union aufhält, kann dann ein solches 
Basiskonto eröffnen.

Zweitens. Wir sorgen für mehr Vergleichbarkeit und 
Transparenz bei den Kontoentgelten. Jeder Verbraucher 
wird sich künftig auf dafür zertiizierten Internetseiten 
schnell und einfach über Entgelte der Banken und Spar-
kassen informieren können, die für ihn infrage kommen.

Drittens. Wir sorgen dafür, dass Verbraucher ihr Giro-
konto einfacher wechseln können. Der Kontoumzug zu 
einer anderen Bank wird künftig mit weniger Aufwand 
für den einzelnen Bankkunden verbunden sein. Er um-
fasst auch die bestehenden Überweisungen, Daueraufträ-
ge und Lastschriften.

Bislang sind die Vorschriften über Zahlungskonten 
innerhalb der EU sehr unterschiedlich und nicht durch-
gängig an einem hohen Verbraucherschutzstandard ori-
entiert. Die Umsetzung der Zahlungskontenrichtlinie ist 
nun ein weiterer Schritt zur Harmonisierung der Rege-
lungen innerhalb des europäischen Binnenmarktes.

Nun zum Basiskonto. Ein Girokonto ist heutzutage 
Grundvoraussetzung für die Teilnahme am gesellschaft-
lichen und wirtschaftlichen Leben. Schätzungen gehen 
davon aus – wir haben es gerade schon gehört –, dass 
allein in Deutschland etwa 1 Million Menschen nicht 
über ein solches Konto verfügen können. Diesen Zustand 
wollen wir nicht hinnehmen. 

Wir möchten, dass gerade Obdachlosen und anderen 
einkommensschwachen Menschen nicht länger der Zu-
gang zu einem Basiskonto verwehrt wird. Gleiches gilt 
auch für Asylsuchende sowie für Personen ohne Aufent-
haltstitel, die nicht abgeschoben werden können. Der An-
spruch auf das Basiskonto steht jedem zu, der sich recht-
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mäßig in der Europäischen Union aufhält. Wir als Union 
werden in besonderem Maße darauf achten, dass bei den 
parlamentarischen Beratungen keine Abstriche bei den 
Themen Geldwäsche und Bekämpfung der Terrorismus-
inanzierung gemacht werden.

Das vorgesehene Recht auf Zugang zu einem solchen 
Basiskonto geht weit über die bisherigen Maßnahmen hi-
naus. In Deutschland haben sich Sparkassen sowie öf-
fentliche, private und genossenschaftliche Banken 1995 
die Selbstverplichtung auferlegt, für jeden Bürger auf 
Wunsch ein Girokonto zu eröffnen. Lediglich in eini-
gen Bundesländern besteht darüber hinaus mit gewissen 
Einschränkungen eine Verplichtung für Sparkassen, ein 
Girokonto anzubieten. Zudem haben sich die Sparkassen 
im Jahr 2012 selbst dazu verplichtet, jeder Privatperson 
in ihrem Geschäftsgebiet ein Guthabenkonto, das soge-
nannte Bürgerkonto, einzurichten.

Der Gesetzentwurf geht auch inhaltlich weit über die 
bisherigen Regelungen hinaus, vor allem hinsichtlich des 
Kreises der berechtigten Verbraucher, des Mindestum-
fangs der zu nutzenden Zahlungsdienste und bei weiteren 
verbraucherschützenden Regelungen. 

In der Vergangenheit haben gerade die Sparkassen ei-
nen großen Teil dazu beigetragen, Menschen ohne gere-
geltes Einkommen den Zugang zu einem Girokonto zu 
verschaffen. Für dieses Engagement gilt es insbesondere 
den Sparkassen zu danken. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Der Versorgungsgrad mit Girokonten ist in Deutsch-
land zwar höher als in den meisten anderen EU-Staaten, 
dennoch besteht Handlungsbedarf. Noch immer haben 
auch in Deutschland zu viele Menschen keinen Zugang 
zu einem Konto. Diesen Zustand möchten wir ändern. 
Bargeld spielt gerade in Deutschland, im Gegensatz zu 
vielen anderen europäischen Ländern, im tagtäglichen 
Leben eine sehr wichtige Rolle. Dennoch braucht derzeit 
jeder ein Girokonto, um am gesellschaftlichen und wirt-
schaftlichen Leben partizipieren zu können.

Wer heutzutage ein Arbeitsverhältnis aufnehmen, eine 
Wohnung mieten, einen Vertrag mit einem Strom- oder 
Handyanbieter schließen oder nur über das Internet ein-
kaufen möchte, der steht ohne ein Girokonto vor großen, 
teils unüberbrückbaren Hindernissen. Hinzu kommt, 
dass hohe Entgelte anfallen, wenn jemand nicht über ein 
Girokonto verfügt. 

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Herr Kollege Hauer, darf die Kollegin Maisch eine 

Zwischenfrage stellen?

Matthias Hauer (CDU/CSU): 

Sehr gerne.

Nicole Maisch (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Herr Kollege Hauer, vielen Dank, dass ich diese Frage 
stellen kann. – Sie haben gerade sehr eindrücklich erklärt, 
warum ein Girokonto in Deutschland Voraussetzung für 

die Teilhabe am politischen Leben ist. Wie erklären Sie 
sich dann den Zwischenruf Ihres stellvertretenden Frak-
tionsvorsitzenden Brinkhaus, der – ich glaube, das kann 
man so sagen – einer der proiliertesten Finanzpolitiker 
der Union ist und der sagte: „Ich bleibe dabei: Das ist der 
größtmögliche Blödsinn“? 

(Dr. Jens Zimmermann [SPD]: Hört! Hört!)

Matthias Hauer (CDU/CSU): 
Frau Kollegin Maisch, das Lob an den Kollegen 

 Brinkhaus teile ich voll und ganz. Dennoch geben Sie 
seine Äußerung hier falsch wieder. Schauen Sie sich ein-
mal an, was die Union bereits vor Jahren, beispielsweise 
2012, gemeinsam mit der FDP beantragt hat, übrigens 
bevor diese Richtlinie erlassen worden ist: „Rechtssi-
cherheit beim Zugang zu einem Basiskonto schaffen“. 
Bereits in diesem Antrag sind die Punkte, die wir auch 
heute behandeln, festgeschrieben. Insofern sollten Sie 
genau darauf achten, was der Kollege Brinkhaus dazwi-
schenruft. Das kann erhellend wirken.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Frau Maisch 
kann sich auch mit mir austauschen, sie kann 
das auch bilateral klären!)

Ich war bei den Entgelten stehen geblieben. Barein-
zahlungen und Barüberweisungen sind bei den meisten 
Kreditinstituten mit hohen Kosten verbunden. Wer, viel-
leicht weil er obdachlos ist, über kein Girokonto verfügt, 
der muss derzeit noch hohe Entgelte leisten. Auch das 
wollen wir mit der Einführung des Zugangs zu einem Ba-
siskonto ändern.

Um die Teilnahme am gesellschaftlichen und wirt-
schaftlichen Leben in Deutschland zu ermöglichen, 
soll das Basiskonto alle wesentlichen Funktionen des 
modernen Zahlungsverkehrs umfassen. Dazu gehören 
Bareinzahlungen, Barauszahlungen, Überweisungen, 
Lastschriften und Kartenzahlungen. Von diesem Gesetz 
proitieren aber nicht nur diejenigen, die bislang keinen 
Zugang zu einem Girokonto haben, sondern alle Bank-
kundinnen und Bankkunden. Die Vergleichbarkeit und 
Transparenz von Kontoentgelten werden erhöht, und 
der Girokontowechsel zu einer anderen Bank wird ver-
einfacht. Wir versetzen Verbraucher damit in die Lage, 
EU-weit das am besten für sie geeignete Girokonto aus-
zuwählen. Zahlungsdienstleister müssen Verbraucher 
sowohl vor Vertragsabschluss als auch während der Ver-
tragslaufzeit über die Entgelte informieren, die für das 
Girokonto anfallen. Die Entgeltinformation muss so ge-
staltet sein, dass sie klar und leicht verständlich ist. 

Wir sorgen dazu dafür, dass Verbraucher auf zertii-
zierten Internetseiten kostenlos und transparent Bankent-
gelte vergleichen können. Dadurch kann der Verbraucher 
sachgerecht beurteilen, bei welchem Institut er ein Gi-
rokonto beantragen möchte. Auf diesen Vergleichsweb-
sites muss der Vergleich mindestens anhand der gesetz-
lich bestimmten Kriterien erfolgen: Das sind Entgelte, 
Filialnetz, Geldautomatennetz und Sollzinssatz für ein-
geräumte Überziehungsmöglichkeiten. Darüber hinaus 
gibt es weitere gesetzliche Bestimmungen für diese In-
ternetseiten: Sie müssen zum Beispiel unabhängig be-
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trieben werden, eine leicht verständliche und eindeutige 
Sprache verwenden sowie korrekte und aktuell gehaltene 
Informationen bereitstellen. Damit auch ein länderüber-
greifender Vergleich von Angeboten gelingen kann, wird 
EU-weit eine standardisierte Bezeichnung für die mit 
dem Girokonto verbundenen wesentlichen Dienste ein-
geführt.

Zudem wollen wir den Wechsel eines Girokontos weit-
gehend von Bürokratie befreien und ein klares, schnelles 
und sicheres Verfahren dafür bieten. In Zukunft müssen 
die Banken und Sparkassen einem Verbraucher Konten-
wechselhilfe anbieten, wenn er mit einem Girokonto zu 
einem anderen Institut umziehen möchte. Wir sorgen mit 
dem einfachen Kontenwechsel dafür, dass der einzelne 
Verbraucher lexibler die auf ihn zugeschnittenen Ange-
bote auf dem Markt nutzen kann. Der Kontowechsel wird 
einfacherer möglich sein, weil Informationen, wie zum 
Beispiel über Daueraufträge und Lastschriften, unbüro-
kratisch übermittelt werden. Das gilt nicht nur für den 
innerstaatlichen, sondern auch für den grenzüberschrei-
tenden Kontenwechsel. Dabei wird das Entgelt begrenzt, 
das durch den Kontenwechsel anfällt. Es muss angemes-
sen und an den tatsächlichen Kosten des Zahlungsdienst-
leisters ausgerichtet sein.

Abschließend ist festzustellen: Rechtsanspruch auf 
ein Basiskonto, mehr Vergleichbarkeit und Transparenz 
bei den Kontoentgelten und einfacherer Wechsel des Gi-
rokontos – mit dem Zahlungskontengesetz stärken wir 
die Rechte aller Verbraucherinnen und Verbraucher.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Für die Fraktion Die Linke hat nun die Kollegin 

 Karawanskij das Wort.

(Beifall bei der LINKEN)

Susanna Karawanskij (DIE LINKE): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Gäste! Die Gesetzesvorlagen der Bun-
desregierung können wir als Opposition nur sehr sel-
ten loben. Es gibt aber im wahrsten Sinne des Wortes 
manchmal löbliche Ausnahmen. Mit dem Gesetz, dessen 
Entwurf vorliegt, soll nun der unbeschränkte Zugang zu 
Zahlungskonten geschaffen werden, wodurch erstmals 
eine wirksame Rechtsdurchsetzung für Verbraucherinnen 
und Verbraucher ermöglicht wird. Dieser Anspruch auf 
Abschluss eines Basiskontovertrages auf Guthabenbasis 
ist sicherlich ein Quantensprung im Bereich des inanzi-
ellen Verbraucherschutzes. Wir inden es richtig gut, dass 
dieses Gesetz jetzt auf den Weg gebracht wird.

Doch bevor die Bundesregierung zu selbstgefällig 
wird, möchte ich noch einmal auf etwas verweisen – das 
hat auch meine Kollegin Caren Lay schon getan –: Es 
gab jahrelang nur freiwillige Selbstverplichtungen. Sie 
haben 20 Jahre lang auf Sand gebaut. Erst als die EU die-
se Richtlinie beschlossen hat, mussten Sie handeln; Sie 
mussten tatsächlich zum Jagen getragen werden.

Wir haben als Linke in den Kommunalparlamenten, 
aber auch in den Landesparlamenten und hier im Bun-
destag durchgängig für das Basiskonto gestritten. Mich 
würde es freuen, wenn Sie in anderen Bereichen des 
inanziellen Verbraucherschutzes aus eigener Überzeu-
gung heraus proaktiv die Rechte der Verbraucherinnen 
und Verbraucher im Finanzbereich stärken würden.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich möchte im Folgenden auf Nachbesserungen ein-
gehen, die in diesem Gesetzentwurf dringend notwendig 
sind:

Wir fordern als Linke, dass das Basiskonto kostenlos 
ist. Der Gesetzentwurf enthält zwei unbestimmte Rechts-
begriffe, durch die den Instituten unseres Erachtens zu 
viele Spielräume bei der Festlegung von Entgelten ein-
geräumt werden. Bitte konkretisieren Sie sowohl den 
Begriff „marktüblich“ als auch den Begriff „angemesse-
nes Entgelt“. Sie sind hoffentlich nicht so blauäugig und 
erwarten, dass diese Begriffe zugunsten der Verbrauche-
rinnen und Verbraucher ausgelegt werden; denn es gibt 
bislang gar keinen Markt für Konten speziell für inanz-
schwache Verbraucher. Verbraucher wie Überschuldete, 
Obdachlose oder Flüchtlinge – wir haben es in der De-
batte bereits gehört – müssen ein Basiskonto bezahlen 
können. Seien wir mal ehrlich: Es wird am besten und 
dauerhaft gelingen, wenn so ein Konto kostenlos ist. Nur 
so kann die Teilhabe aller Bürgerinnen und Bürger am 
bargeldlosen Zahlungsverkehr ermöglicht werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Man überliest schnell, dass ein Basiskonto dem Ver-
braucher innerhalb von zehn Tagen angeboten werden 
muss; ich betone: angeboten. Dies bleibt allerdings hin-
ter der EU-Richtlinie zurück. Wir fordern als Linke, dass 
das Konto innerhalb von zehn Tagen eingerichtet und 
eröffnet werden muss. Sie sollten sich an die umzuset-
zende Richtlinie halten und nicht dagegen verstoßen. So 
eine klare und einheitliche Eröffnungsfrist ist notwendig, 
damit die Kontoeröffnung tatsächlich zeitnah stattindet, 
damit Banken den eigentlichen Anspruch auf Einhaltung 
der Zehntagesfrist nicht konterkarieren können in der 
Hoffnung, dass die nicht ganz so inanzkräftigen, viel-
leicht zum Teil auch unliebsamen Kundinnen und Kun-
den der letzten Jahre ihr Glück bei einem anderen Institut 
suchen.

(Beifall bei der LINKEN)

Es fehlt auch eine Harmonisierung mit den Vorschrif-
ten zum Pfändungsschutzkonto. Wenn ein Basiskonto er-
öffnet wird, kann nicht gleichzeitig ein Pfändungsschutz-
konto eröffnet werden. Das geht immer nur in einem 
separaten zweiten Schritt. Der Wechsel des Basiskonto-
anbieters ist zwar von nun an einfacher möglich – das 
wurde hier auch schon betont; es reicht die Vorlage der 
Kündigung des bisherigen Kontos –; aber problematisch 
bleibt der Wechsel für die Inhaber eines Pfändungsschutz-
kontos, eines P-Kontos. Oft werden P-Konten – man darf 
nur ein solches Konto führen – nicht zeitnah geschlossen. 
Bis zur Kontoschließung steht dieses P-Konto in den Da-
ten der Schufa. Wenn das alte P-Konto gekündigt wird, 
erhalten die Kundinnen und Kunden zwar ein Basiskon-
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